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IN: | ER: Verordnung 
zur Ergänzung der Verordnung über die Meldung von Männern und Frauen für Aufgaben der Reichs- 
; / ' verteidigung vom 2. Februar 1943. 


Vom 30. Juni 1943. 


"Abs. 1. des Erlasses des 
1939 (Reichsgesetzbl. I 


Auf Grund des $°5 
Führers vom 12. Oktober 
S. 2077) ge TOn ich: 


Einziger Paragraph. 

Die Verordnung über die Meldung von Männern 
und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung 
vom 2,F ebruar 1943 (VBIGG. S. 65) wird auf: die- 
jenigen im Generalgouvernement sich aufhalten- 


i Krakau, aen 30. Juni Ion 


Der :Generalgouverneur . 


den Personen ausgedehnt, die im Besitz eines 


Umsiedlerausweises sind. 
Der § 1 Abs. 2 erhält‘ daher folgende Fassung: 
„(2) Deutsche im, Sinne dieser Vorschrift sind 

1. die. deutschen Staatsangehörigen, 

2. die deutschen VoU eugene ngen, 

3. die Deutschstämmigen, 

4. Umsiedler, die sich im Besitz eines Umsiedler- 
 ausweises befinden.“ 


Frank 


Verordnung 
zur Änderung der Glücksspielmonopolverordnung 
‚ vom 3i. August 1940. t 


NRE Juli 1943. 


~ 


3 $ ij 
Auf) aha HEN s 5 ‚Abs. 1 des Erlasses des 


i Führers ‘vom +12. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. 1% 


US 2077)! verordne ich: NSAR 


Rozporządzenie 


celem zmiany rozporządzenia o monopolu loteryjnym 
Z ame 31 ‚sierpuia 1940 r. 


Z dnia 5 ipsa 1943 r. 


š ; 
I podstawie $ 5 ust. 1 Dekretu Führer‘a z dnia 

2, października 1939 r. (Dz. U. Rzeszy Niem. I 
tr. 2077) rozporzadzam: ; ; 
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Artikel I. 


Die Glücksspielmonopolverordnung vom 31. Au- 


gust 1940 (VBIGG. I S.253) wird wie folgt ge- 


ändert: 


RE 11 erhält folgende Fassung: 


„Rücklage und Gemeindeanteil. 


saii 


(1) Von dem in der Bilanz ausgewiesenen 
Gewinn sind 5 v.H. der gesetzlichen Rück- 
lage zuzuweisen, bis diese 10 v. H. des Grund- 
kapitals erreicht hat. 


(2) Der Unternehmer von Spielbanken und 
Glücksspielautomaten hat 10 v. H. der Brutto- 
spieleinnahmen an die Gemeinde, in der eine 
Spielbank oder Glücksspielautomaten be~- 
trieben werden, zur Durchführung fürsorgeri- 
scher Aufgaben zu zahlen, und zwar viertel- 

. jährlich im nachhinein.“ 


2.8 20.erhält folgende Fassung: 


„Befreiung von Abzügen und Abgaben. 


í Ss 20 

Die von den Spielern bei Glücksspielen 
erzielten Gewinne unterliegen keinerlei Ab- 
zügen und Abgaben. Die Bruttospieleinnahmen 
aus Glücksspielen sind, abgesehen von der 
Glücksspielmonopolabgabe, von allen ` staat- 
lichen und kommunalen Abgaben befreit.‘ 


Artikel IM. 
Diese Verordnung ist vom 1. April 1942 an an- 
zuwenden. 


Krakau, den 5. Juli 1943, 


Der Generalgouyerneur 
Frank 


"31 sierpnia 1940 r. (Dz. 


Artykuł I, 

Rozporządzenie o monopolu loteryjnym z dnia 
Rozp. GG. I str. 253) 
zmienia. się jak następuje: ; 

1. § 11 otrzymuje następujące brzmienie: 

„Fundusz rezerwowy i udział gmin. 
11 

(1) Z zysku wykazanego w bilansie należy prze- 
znaczać 50/0 na ustawowy fundusz, rezerwowy, 
dopóki ten nie osiągnie 10?/o kapitału zakłado- 


. wego. 


(2) Przedsiebiorca: domów .gry i automatów 
gier szezęścia winien płacić gminie, w której utrzy- 


 muje'sie dom gry lub automaty gier szczęścia, 


10.%/u dochodów brutto celem wykonywania za- 
dań opieki i to kwartalnie z. dołu.“ 


2. 20. otrzymuje następujące brzmienie: 
„Zwolnienie od potrąceń i danin., 
§ 20 
Zyski osiągnięte przez grających w grach szczę- 
ścia nie podlegają żadnym potraceniom i daninom. 
Dochody brutto z gier szczęścia. sa wolne od 
wszelkich danin państwowych i samorządowych, 


z wyjątkiem daniny. monopolowej od gier szczę- 
ścia.“ 


Artykuł I. 
Rozporządzenie niniejsze- należy stosować. od 
dnia 1 kwietnia 1942 r. $ i 


Krakau, dnia 5 lipca 1943 r. 


Generalny- Gubernator 
Frank 


i Re Verwaltungsanordnung 
- über die Distrikts-, Kreis- und Ortspolizeibehörden 
im Generalgouvernement. 


Vom 8: Juli 1943. | N ed 


Auf Grund des Erlasses des Führers über die 
Errichtung eines Staatssekretariats für das Sicher- 
heitswesen im Generalgouvernement vom 7. Mai 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 293), des, Erlasses des 


Generalgouverneurs über die Überweisung von‘ 


Dienstgeschäften auf den Staatssekretär für das 
Sicherheitswesen vom 3. Juni 1942 (VBIGG. S. 321) 
sowie auf Grund der Zweiten und Dritten Ver- 
ordnung über den Aufbau der Verwaltung des 


Generalgouvernements vom 1. Dezember 1940 
(VBIGG. S.357) und vom 16. März 1941 (VBIGG. 
S. 99) erlassen wir nachstehende Verwaltungs- 


anordnung: 


/ 3 N f. . 
as ee 
Distriktspolizeibehörden, 


(1) Distriktspolizeibehörde ist der Gouverneur | 


des Distrikts. 
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(2) Dem Gomverneur des Distrikts ist der 44- 
und Polizeiführer unmittelbar unterstellt. Beim 
44- und Polizeiführer wird zur Bearbeitung des 
gesamten Polizeirechts und der Polizeiverwaltung 


eine Abteilung Polizeiverwaltung gebildet. 


(3) Dem 44- und Polizeiführer unterstehen der 
Kommandeur der Ordnüungspolizei und der Kom- 
mandeur der Sicherheitspolizei, die für die poli- 
zeiliche Exekutive auf dem Gebiete der Ordnungs- 


polizei und der. Sicherheitspolizei zuständig sind. 


S2 
Kreis- und Ortspolizeibehörden, 


(1) Kreis- und Ortspolizeibehörde ist in den 
Kreishauptmannschaften der Kreishauptmann, in 
Städten Lublin, Radom, 
Tschenstochau und Lemberg der Stadthauptmann, 
in der Stadt Warschau der Polizeipräsident. 


den Krakau, Kielce, 


(2) In der Behörde des Kreishauptmanns wird 
zur Bearbeitung der polizeilichen Angelegenheiten 
ein Amt für Polizeiangelegenheiten errichtet; das 
Amt für Polizeiangelegenheiten ist der Behörde 
des- Kreishauptmanns eingegliedert. 


(3) In der Behörde des Stadthauptmanns in 
Krakau, Lublin, Radom, Kielee, Tschenstochau 
und Lemberg wird zur Bearbeitung der polizei- 
lichen Angelegenheiten eine Polizeidirektion er- 
richtet; .die Polizeidirektion ist der Behörde des 
Stadthaupimanns eingegliedert. Sie wird von einem 
Polizeidirektor geleitet. 

(4) In der'Stadt Warschau wird zur Bearheitung 
der polizeilichen Angelegenheiten außerhalb der 
Behörde des Stadthauptmanns ein Polizeipräsidium 
errichtet, Das Polizeipräsidium wird von einem 
Polizeipräsidenten geleitet; Polizeipräsident ist 
der 44- und Polizeiführer des Distrikts. 


(5) In den Gutsbezirken der Wehrmacht und 


der Waffen-44 ist der Gutsvorsteher Ortspolizei- | 


behörde. 


(6) Inwieweit ortspolizeiliche Aufgaben und 
Befugnisse auf Bürgermeister und Vögte über- 
\ tragen werden können, wird besonders bestimmt. 


Krakau, den 8, Juli 1943. 


Der Staatssekretär. 


außer Kraft. 


§ 3 
Exekutive der Kreispolizeibehörden. 
(1) Der Kreishauptmann bedient sich zur po- 
lizeilichen Exekutive des Gendarmeriezugführers. 


Dieser .ist dem Kreishauptmann unterstellt. 


(2) Der Stadthauptmann bedient sich- zur po- 
lizeilichen Exekutive des Kommandos der: Schutz- 
polizei oder der Schutzpolizeidienstabteilung und 
der örtlichen Kriminalpolizeidienststellen; er kann 
diesen fachliche Weisungen erteilen.’ Das fach- 
steht auch dem Polizei- 
direktor im Auftrag des Stadthauptmanns zu. 


liche Weisungsrecht 


. (8) Der Polizeipräsident in Warschau bedient 
sich zur polizeilichen Exekutive des Kommandos 
der Schutzpolizei und der örtlichen Kriminal- 
polizeidienststellen; er kann diesen Weisungen 
erteilen. 


S4 


Weisungen.: 


(1) -Der Höhere 44- und Polizeiführer, im Ge 
neralgouyernement— Staatssekretär für das Sicher- 
heitswesen — gibt seine Weisungen an die Di- 
striktspolizeibehörden an den Gouverneur .des 
Distrikts, seine Weisungen an die Kreis- und Orts- 
polizeibehörden an den Kreishauptmann, Stadt- 
hauptmann oder Polizeipräsidenten in Warschau. 


(2) Der Gouverneur des Distrikts als Distrikts- 
polizeibehörde gibt seine Weisungen an die Kreis- 
und Ortspolizeibehörden an den Kreishauptmann, 
Stadthauptimann oder. Polizeipräsidenten in War- 
schau. 5 5 


§5 
Inkrafttreten. 


\ 


Diese Verwaltungsanordnung tritt am15.Juli1943 


‚in Kraft, Gleichzeitig treten die dieser Verwaltungs- 


anordnung widersprechenden Vorschriften, ins- 
besondere die entgegenstehenden Vorschriften der 
Verwaltungsanordnung Nr. 4 zur Verordnung über 
die Einheit der Verwaltung (Gliederung der Be-. 


hörden der Kreishauptleute) vom 18. April 1941 


$ 


) ` der Regierung des Generalgouvernements 
Bühler 


N 


Der Höhere 44- und Polizeiführer 
N im Generalgouvernement 
— Staatssekretär für das Sicherheitswesen — 


Krüger 
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Vierte Durchführungsvorschrift A 


i 


zur Verordnung vom 8. Mai 1940 über die Berufung der Amtsträger und die Diensteinweisung von 
Beamten, Angestellten und Arbeitern im Generalgouvernement. 


Vom S. 11171983: 


Auf Grund des; $ 3 der Verordnung über die 
Berufung der Amtsträger und die Diensteinweisung 
von Beamten, Angestellten und Arbeitern im Ge- 
neralgouvernement vom 8. Mai 1940 {VBIGG. I 
S. 187) bestimmen wir: 


an 
Berufung, Versetzung und Abberufung von 
Polizeidirektoren, 


(1) Die Polizeidirektoren werden vom Höheren 
44- und Polizeiführer im Generalgouvernement — 
Staatssekretär für das Sicherheitswesen —- be- 
rufen. Dasselbe gilt, wenn ein Polizeidirektor auf 
eine gleichartige Stelle in einer anderen Stadt- 
hauptmannschaft versetzt oder wenn er abberufen 
werden soll. 


(2) Der Staatssekretär der Regierung des Ge- 
"neralgouvernements überträgt insoweit die ihm 
nach der Verordnung über die Berufung der Amts- 
dräger und die Diensteinweisung von Beamten, 
Angestellten und Arbeitern im Generalgouverne- 
ment vom 8. Mai 1940 (VBIGG. I S. 187) zustehen- 
den Befugnisse auf den Höheren $h- und Polizei- 


führer im Generalgouvernement — Staatssekretär 
für das Sicherheitswesen —. Dieser wird vor der 


Berufung, Versetzung oder Abberufung dem Staats- 
sekretär der Regierung des Generalgouvernements 
Kenntnis geben. 


-(3) Den Vorschlag auf Berufung, ‚auf Ver- 


setzung innerhalb des Distrikts und auf Abberu- 

fung unterbreitet ‚der Gouverneur. des Distrikts; 

die . Versetzung von einem Distrikt in einen 

‚anderen Distrikt wird im Benehmen mit den be- 
teiligten -Gouverneuren. verfügt. í 

SD 

Diensteinweisung, Versetzung und Widerruf der 

,  Diensteinweisung von Leitern der Ämter 
„. für Polizeiangelegenheiten. ' 

(1) Die Leiter der Ämter für Polizeiangelegen- 

‚heiten werden vom Höheren 44- und Polizeiführer 

im Generalgouvernement — Staatssekretär für das 


ea ka n den 82 Jul 1943. 


Der Höhere 44- und Polizeiführer 
im Generalgouvernement — 
IAA TRANEN Staatssekretär für das Sicherheitswesen — 


Krüger 


i 7 X% £ 
; ST, 


Sicherheitswesen — in den Dienst eingewiesen. 
Dasselbe gilt, wenn ein Leiter des Amtes für Polizei- 
angelegenheiten auf eine gleichartige Stelle in einer 
anderen Kreishauptmannschaft versetzt oder wenn 
die Diensteinweisung widerrufen werden soll. 

(2) Der Staatssekretär der Regierung des Ge- 
neralgouvernements: überträgt insoweit die ihm 
nach der Verordnung über die Berufung der 
Amtsträger und die Diensteinweisung von Be- 
amten, Angestellten und Arbeitern im General- 
gouvernement vom 8, Mai 1940 (VBIGG. I S. 187) 
zustehenden Befugnisse auf den Höheren 44- und 
Polizeiführer im Generalgouvernement — Staats- 
sekretär für das Sicherheitswesen —. 

(3) Den. Vorschlag auf Diensteinweisung, auf 
Versetzung innerhalb des Distrikts und auf Wider- 


| ruf der Diensteinweisung unterbreitet der Gou-- 


verneur, des Distrikts; die Versetzung von einem 
Distrikt in einen anderen Distrikt wird im Be- 
nehmen mit den beteiligten Gouverneuren ver- 
fügt. ae 


(4) Der Höhere 44- und Polizeiführer im Gene- 


ralgouvernement — Staatssekretär für das Sicher- 
heitswesen — überträgt seine Befugnisse auf den 


Gouverneur des Distrikts, soweit es sich um Be- 
amte bis zur Besoldungsgruppe A4b1 (einschl.) 
oder um Angestellte bis zur Vergütungsgruppe 
TO. A V b (einschl.) ‚handelt. 


AS 
Diensteinweisung, Versetzung. und Widerruf der 
Diensteinweisung von Abfeilungsleitern der Po- 


lizeidirektionen, - 
Für die Diensteinweisung, die Versetzung und 
den Widerruf der Diensteinweisung von Abtei- 
lungsleitern der Polizeidirektionen : gelten die, 


Grundsätze des $ 2 entsprechend. 
$4 l 
` Inkrafttreten. 


Diese Durchführungsvorschrift tritt am 15. Juli 
1943 in Kraft. 


Der Staatssekretär 
der Regierung des Generalgouvernements ` 


ERINES © Bühler 


4 
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